


	[bookmark: RecipientFormattedFullAddress][image: 3707DAER.GIF (2798 Byte)]
	

Einwohnergemeinde Därligen

	Gemeinderat
Chrützweg 2
3707 Därligen
 033 / 822 75 55
info@daerligen.ch

	


Planungszone Zweitwohnungen - Erläuterungen
Beschränkung Zweitwohnungen und Beschränkung kurzzeitige Vermietung von Zweitwohnungen
Seit dem 1. Januar 2016 ist das von den Schweizer Stimmberechtigen im Jahre 2012 beschlossene Zweitwohnungsgesetz in Kraft. Die Gemeinde Därligen mit einem Zweitwohnungsanteil von rund 36 % untersteht diesem Gesetz.
Die Entwicklung in der Gemeinde und der Region Bödeli im Zusammenhang mit kurzzeitigen Vermietungen stellt Därligen vor grosse Herausforderungen. Der Gemeinderat sieht sich je länger denn mehr mit Reklamationen aus der Bevölkerung konfrontiert. Damit verbunden ist insbesondere der Verlust von Wohnraum für Einheimische sowie Störungen durch kurzzeitige Vermietungen. Problematisch für die einheimische Bevölkerung sind in diesem Zusammenhang namentlich Störungen nach 22.00 Uhr an Werktagen durch Belästigungen durch Lärm, der unter anderem durch Spätanreisen sowie durch Gesprächslärm, Partys oder dergleichen in Gärten und auf Balkonen verursacht wird.
Gerade in Gemeinden, welche in beliebten Tourismusregionen liegen und keine neuen Zweitwohnungen mehr erstellt werden können, werden immer mehr bestehende altrechtliche Wohnungen in Zweitwohnungen umgenutzt.
Auf die zunehmende Problematik mit kurzzeitigen Vermietungen und die Umnutzung von altrechtlichen Wohnungen zu Zweitwohnungen haben die umliegenden Gemeinden bereits reagiert. Verschiedene Gemeinden im Raum Bödeli haben in den letzten Jahren zuerst Planungszonen und anschliessend Revisionen der baurechtlichen Grundordnung zur besseren Steuerung der Zweitwohnungsentwicklung erlassen. Gleiche Massnahmen sind in weiteren Gemeinden in der Region in Vorbereitung oder in Durchführung begriffen.
Erlass einer Planungszone
Der Gemeinderat hat deshalb beschlossen, eine Planungszone für Zweitwohnungen und gewerbsmässige Kurzzeitvermietungen zu erlassen. Diese dient dem Schutz des Wohnraums und der Lebensqualität im Dorf. Er will damit verhindern, dass wertvoller Wohnraum dem Markt für kurzfristige Ferienvermietungen entzogen wird. Dauerhaft bewohnte Wohnungen stärken das Dorfleben, den Zusammenhalt und die Versorgung im Alltag.
Um eine entsprechende Lösung zu finden, müssen zeitnah Massnahmen ergriffen werden. Mit dem Erlass einer Planungszone erhält der Gemeinderat die nötige Zeit, die für Därligen am besten geeignete Massnahme auszuarbeiten und der Bevölkerung zum Beschluss zu unterbreiten.
Vorliegend prüft die Gemeinde Därligen in einem ersten Schritt, ob sie Massnahmen ergreifen muss und in einem zweiten Schritt, welche konkrete Regelung bzw. welche Instrumente sie einsetzen möchte. Dazu ist sie, gemäss Art. 3 Abs. 2 ZWG i.V.m. Art. 71 a Abs. 3 BauG, berechtigt.
Dieser Prozess beansprucht selbstverständlich eine gewisse Zeit. Insbesondere die Aufnahme einer neuen Regelung in der baurechtlichen Grundordnung bedingt ein ordentliches Planerlassverfahren, welches eine Mitwirkung, die kantonale Vorprüfung, die öffentliche Auflage sowie die Beratung und Beschlussfassung durch die zuständigen kommunalen Organe erfordert. Planerlassverfahren nehmen erfahrungsgemäss rasch einmal zwei Jahre und mehr in Anspruch. Die Planungszone selbst ist geeignet und erforderlich und die vorgesehene Geltungsdauer von zwei Jahren erscheint in diesem Zusammenhang nicht als zu lang und greift daher auch nicht übermässig in die Rechte der Betroffenen ein. Sie ist insgesamt sowohl recht- als auch verhältnismässig. 
Als Zweck der Planungszone wird, entsprechend dem geschilderten Handlungsbedarf, die Be-schränkung von Zweitwohnungen sowie die Beschränkung der kurzzeitigen Vermietung von Zweitwohnungen festgelegt. Sämtliche neu geplanten Bauten mit Wohnnutzungen und Umnutzungen von bestehendem Wohnraum sind während der Dauer der Planungszone genau zu überprüfen und neue Zweitwohnungsnutzungen sind grundsätzlich nicht zulässig.
Da zu Zweitwohnungen umgenutzte Erstwohnungen im Wohnungsinventar, gemäss den Vorgaben des ZWG, voll angerechnet werden, können diese Umnutzungen den Planungszweck beeinträchtigen. Deshalb wird unter Ziff. 2.b) der nachfolgenden Richtlinien zur Planungszone festgelegt, dass die Umnutzung von bestehenden Erstwohnungen in Zweitwohnungen baubewilligungspflichtig ist. Dies gestützt auf Art. 6 Abs. 1 Bst. c des Baubewilligungsdekrets (BewD; BSG 725.1), wonach die Umnutzung von Bauten baubewilligungspflichtig ist, wenn baurechtlich relevante Tatbestände betroffen sind. Aufgrund des Zwecks der Planungszone und der geschilderten Ausgangslage ist eine solche Umnutzung im vorliegenden Fall baurechtlich relevant.
Beschluss des Gemeinderates
1. [bookmark: _Hlk210828578]Gestützt auf Art. 62 BauG in Verbindung mit Art. 27 des Raumplanungsgesetzes (RPG; SR 700) wird folgende Planungszone „Zweitwohnungen“ beschlossen: 
	Planungszweck:	Überprüfen der zulässigen Wohnnutzungen auf dem Gemeindegebiet 		im Hinblick auf die Beschränkung von Zweitwohnungen sowie die 		Beschränkung der kurzzeitigen Vermietung von Zweitwohnungen. 
	Planungsperimeter: 	Ganzes Gemeindegebiet (alle Bau- und Nichtbauzonen)
	Dauer:	2 Jahre 
	Wirkung:	Während der Geltungsdauer darf nichts unternommen werden, das 		den Planungszweck beeinträchtigen könnte.
2. [bookmark: _Hlk210828606]Für die Erteilung von Bau- und Ausführungsbewilligungen im Perimeter der Planungszone gelten folgende Richtlinien:
a. Innerhalb des Perimeters der Planungszone, das heisst im ganzen Gemeindegebiet, darf nichts unternommen werden, was den Planungszweck beeinträchtigen könnte.
b. Die Umnutzung von bisher als Erstwohnung genutzten Wohnungen zu Zweitwohnungen ist baubewilligungspflichtig. Auch die Um- oder Neunutzung einer Wohnung zu kommerziellen, gewerbsmässigen Kurzzeitvermietung ist baubewilligungspflichtig. Heute bestehende Zweitwohnungen können wie bis anhin genutzt werden, sofern hierfür die Kurtaxen gemäss Kurtaxenreglement der Gemeinde abgerechnet wurden und diese im Gebäude- und Wohnungsregister erfasst sind. Als Stichtag gilt der 27. Juli 2026.
c. Sämtliche hängigen Baubewilligungsverfahren im Perimeter der Planungszone werden für die Dauer der Planungszone und des Planerlassverfahrens eingestellt, wenn der Gemeinderat diesen nicht zustimmt. Eine Zustimmung ist nur dann zulässig, wenn das Bauvorhaben den Planungszweck nicht beeinträchtigt. Es ist Sache des Gemeinderates, die Zulässigkeit von Bauvorhaben im Hinblick auf die Fortsetzung des Baubewilligungs-verfahrens zu beurteilen.
d. Bauvorhaben, die den Planungszweck nicht berühren, namentlich der Bau von Erstwohnungen und von Gewerbe- oder Hotelbauten, dürfen nach wie vor bewilligt und ausgeführt werden.
e. Bewilligt werden dürfen auch bauliche Änderungen an bestehenden, aufgrund bisherigen Rechts bewilligten und rechtmässig erstellten Gebäuden. Diese dürfen trotz Planungszone unterhalten, zeitgemäss erneuert und auch umgebaut oder angemessen erweitert werden.
3. [bookmark: _Hlk210828619]Die Gemeindeverwaltung wird mit der Publikation der Planungszone nach Ziffer 1 des Beschlusses und der Richtlinien nach Ziffer 2 des Beschlusses in den amtlichen Organen beauftragt.

Därligen, 27. Juli 2026
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